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Personenbeförderungsgesetz (PBefG) und Gesetz über die Umweltverträg-

lichkeitsprüfung (UVPG)  

Stadtwerke München GmbH 

Neubau der Straßenbahnstrecke Tram-Westtangente in München 

Planfeststellungsverfahren nach § 28 PBefG mit integrierter Umweltverträg-

lichkeitsprüfung 

Planfeststellungsabschnitt 1 vom Romanplatz bis zur Wendeschleife Wald-

friedhof 

Änderungsantrag vom 16.04.2024 zum Planfeststellungsbeschluss vom 

04.09.2023 in der Fassung des Berichtigungsbescheids vom 09.02.2024 

und des Änderungsplanfeststellungsbeschlusses vom 28.02.2024 gem. Art. 

76 Abs. 2 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) – 

Tektur G: Genehmigung der Fällung von 4 Bäumen im Bereich Wotanstraße 

aufgrund tramursächlicher Spartenverlegungen am Fernwärmenetz und 

Genehmigung der Fällung eines Baumes an der Gotthardstraße wegen 

bauzeitlicher Verkehrsführung 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

die Regierung von Oberbayern erlässt folgenden Änderungsbescheid: 

 

1. Die Worte „zwei Wochen“ in Ziffer 5. des Änderungsbescheids vom 

23.05.2024 werden gestrichen.  

2.  Für diesen Bescheid werden keine Kosten erhoben.  

 

   



 
 

– 2 – 

Gründe: 

 

Aus Sicht der höheren Naturschutzbehörde der Regierung von Oberbayern kann die im Bescheid 

vom 23.05.2024 festgesetzte Zweiwochenfrist entfallen, da eine Plausibilitätsprüfung durch die 

höhere Naturschutzbehörde regelmäßig nicht stattfinden wird. Entscheidend ist, dass eine Fäl-

lung nicht - ohne weitere Genehmigung - stattfinden darf, wenn bei der Untersuchung durch die 

ökologische Baubegleitung Nestbau- und/oder Brutaktivitäten oder genutzte Höhlenstrukturen 

festgestellt werden. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 28, 56 PBefG i. V. mit Art. 1, 2 Abs. 1 Satz 1, 3 Abs. 1 Nr. 

2 des Kostengesetzes (KG).  

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Änderungsbescheid kann Klage erhoben werden. Die Klage muss schriftlich in-

nerhalb eines Monats nach Bekanntgabe dieses Bescheides beim Bayerischen Verwaltungs-

gerichtshof in München, Ludwigstraße 23, 80539 München (Postanschrift: Postfach 34 01 48, 

80098 München), erhoben werden. Die Klage kann beim Bayerischen Verwaltungsgerichtshof 

auch elektronisch nach Maßgabe der der Internetpräsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit 

(www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden. In der Klage muss der 

Kläger, der Beklagte (Freistaat Bayern) und der Gegenstand des Klagebegehrens bezeich-

net werden, ferner soll ein bestimmter Antrag gestellt und sollen die zur Begründung dienenden 

Tatsachen und Beweismittel angegeben werden. Der Klageschrift soll dieser Bescheid beigefügt 

werden (in Urschrift, in Abschrift oder in Ablichtung), ferner zwei Abschriften oder Ablichtungen 

der Klageschrift für die übrigen Beteiligten.  

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 

- Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 

rechtlichen Wirkungen! 

- Seit 01.01.2022 muss der in § 55d der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) genannte Perso-

nenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.  

- Nähere Informationen zur elektronischen Klageerhebung sind der Internetpräsenz der Bayeri-

schen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmen. 

- Kraft Bundesrechts ist bei Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten seit 01.07.2004 

grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten. 

Hinweise zur sofortigen Vollziehung: 

Die Anfechtungsklage gegen diesen Änderungsbescheid hat keine aufschiebende Wirkung, § 29 

Abs. 6 Satz 2 PBefG. Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Anfechtungs-

klage gegen den vorstehenden Änderungsbescheid nach § 80 Abs. 5 VwGO kann nur innerhalb 

eines Monats nach Zustellung dieses Bescheids bei dem oben genannten Gericht gestellt und 

begründet werden. Treten später Tatsachen ein, die die Anordnung der aufschiebenden Wirkung 

rechtfertigen, so kann der durch diesen Bescheid Beschwerte einen hierauf gestützten Antrag 

nach § 80 Abs. 5 VwGO innerhalb einer Frist von einem Monat stellen. Die Frist beginnt in dem 

Zeitpunkt, in dem der Beschwerte Kenntnis von den Tatsachen erlangt (§ 29 Abs. 6 PBefG). 

 

 

Possart 

Regierungsdirektor 


